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Entscheidungsstichworte:  
Gewerkschaftlicher Unterlassungsanspruch - Umfang der Rechtskraft -  
Bestimmtheit eines Klageantrags 

Leitsatz: 
Nach § 4a Abs. 2 Satz 2 TVG sind im Falle einer Tarifkollision nur die 
Rechtsnormen des Mehrheitstarifvertrags anwendbar. Die Wirkung der ge-
setzlichen Regelung ist auf die Verdrängung des Minderheitstarifvertrags 
beschränkt. Daraus folgt nicht die Anwendung des Mehrheitstarifvertrags 
auf die Arbeitsverhältnisse der Mitglieder der Gewerkschaft, die den ver-
drängten Tarifvertrag abgeschlossen hat. 

 



 

ECLI:DE:BAG:2025:190325.U.4AZR283.23.0  - 2 -   
 

BUNDESARBEITSGERICHT 

4 AZR 283/23 
16 Sa 155/22 
Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg 
 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
19. März 2025 

URTEIL 
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

 

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 

 

 

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen  

Verhandlung vom 19. März 2025 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes- 

arbeitsgericht Prof. Dr. Treber, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht  

Dr. Rennpferdt und Klug sowie die ehrenamtlichen Richter Ratayczak und  

Kümpel für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 28. März 2023  
- 16 Sa 155/22 - aufgehoben, soweit es den auf dauer-
hafte - oder hilfsweise zeitweise - Unterlassung gerichte-
ten Anträgen der Klägerin (ursprüngliche Anträge zu 3. 
und 6.) nicht stattgegeben hat. 

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur neuen  
Verhandlung und Entscheidung - auch über die Kosten 
der Revision - an das Landesarbeitsgericht zurückver-
wiesen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten in der Revision noch über Unterlassungsansprüche 

der klagenden Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL). 

Die GDL und die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) haben 

mit dem Arbeitgeber- und Wirtschaftsverband der Mobilitäts- und Verkehrsdienst-

leister e.V. (AGV MOVE) jeweils eine Vielzahl von Tarifverträgen für Unterneh-

men des Konzerns der Deutschen Bahn AG (DB AG) geschlossen. 

Der AGV MOVE und die EVG verzichteten in einem am 27. Mai 2015 

geschlossenen Tarifvertrag zur Sicherung kollisionsfreier Tarifbestimmungen 

ebenso wie der AGV MOVE und die GDL mit dem Tarifvertrag zur Regelung von 

Grundsatzfragen vom 30. Juni 2015 (TV Grundsatzfragen) einvernehmlich auf 

die Anwendung von § 4a TVG. Die Laufzeit des TV Grundsatzfragen endete am 

31. Dezember 2020.  

Im August 2020 informierte der AGV MOVE die GDL über die Aufnahme 

von Tarifverhandlungen mit der EVG und bot der GDL ohne Erfolg die Aufnahme 

eigener Tarifverhandlungen an. Nach den Feststellungen des Landesarbeitsge-

richts kündigte die GDL mit Schreiben vom 25. September 2020 gegenüber dem 

AGV MOVE ihre Tarifverträge. Die Tarifverhandlungen im Jahr 2021 endeten mit 
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der Unterzeichnung eines „Abschlussprotokoll[s] mit Gesamteinigung zur Tarif-

runde 2021 GDL vom 16. September 2021“ durch den AGV MOVE und die GDL. 

Die Beklagte ist ein Tochterunternehmen der DB AG und Mitglied des 

AGV MOVE. Im Unternehmen der Beklagten besteht der Wahlbetrieb C1  

DB Cargo Berlin, eine auf der Grundlage eines Zuordnungstarifvertrags nach § 3  

BetrVG gebildete betriebsverfassungsrechtliche Organisationseinheit. In diesem 

Betrieb wandte die Beklagte zunächst sowohl die Tarifverträge der GDL als auch 

der EVG an. Die DB AG informierte die GDL mit Schreiben vom 18. März 2021 

und den AGV MOVE mit Schreiben vom 22. März 2021, nunmehr konzernweit 

das Tarifeinheitsgesetz umsetzen zu wollen. Künftig komme in jedem Betrieb nur 

noch der Tarifvertrag der Gewerkschaft zur Anwendung, die in dem jeweiligen 

Betrieb die meisten in einem Arbeitsverhältnis stehenden Mitglieder organisiert. 

Zur Ermittlung der jeweiligen Mehrheitsverhältnisse zog die DB AG die Ergeb-

nisse der Betriebsratswahlen, vorliegende Tarifbindungsanzeigen, „im Rahmen 

eines notariellen Verfahrens mit der EVG ermittelte gewerkschaftliche Mehrheits-

verhältnisse in den Betrieben“ und eine „Analyse der betrieblichen Situation mit 

den betrieblichen Personalverantwortlichen“ heran. Die Beklagte geht aufgrund 

dessen davon aus, die Tarifverträge der EVG seien im Betrieb C1 DB Cargo  

Berlin die Mehrheitstarifverträge iSd. § 4a Abs. 2 Satz 2 TVG. 

Die GDL hat die Auffassung vertreten, die Anwendung der Tarifverträge 

der EVG auf ihre Mitglieder verletze ihre Koalitionsfreiheit iSd. Art. 9 Abs. 3 GG, 

so dass ihr ein Unterlassungsanspruch zustehe. § 4a TVG sei verfassungs- und 

europarechtswidrig, so dass keine Verdrängung der Tarifverträge der GDL ein-

treten könne. Selbst wenn die Norm verfassungs- und europarechtskonform 

wäre, würde eine Verdrängung erst nach rechtskräftigem Abschluss eines Ver-

fahrens nach § 99 ArbGG eintreten.  

Die GDL hat - soweit für die Revision von Bedeutung - beantragt, 

         1. die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlassen, in dem 
Wahlbetrieb C1 DB Cargo Berlin die zwischen der 
EVG und dem AGV MOVE abgeschlossenen Tarifver-
träge auf die Mitglieder der Klägerin anzuwenden, na-
mentlich: 
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  a. Grundsatzregelung zur gemeinsamen Gestal-
tung der Personal-, Sozial- und Tarifpolitik in den 
Unternehmen des DB Konzerns (Demogra-
fieTV), 

  b. Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 2 - Zugbildung/ 
-bereitstellung, Verkehrliche Aufgaben SGV -  
verschiedener Unternehmen des DB Konzerns 
(FGr 2-TV), 

  c. Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 4 - Lokfahr-
dienst - verschiedener Unternehmen des DB 
Konzerns (FGr 4-TV), 

  d. Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 5 - Bahnser-
vice und Vertrieb - verschiedener Unternehmen 
des DB Konzerns (FGr 5-TV), 

  e. Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 6 - Allgemeine 
Aufgaben - verschiedener Unternehmen des DB 
Konzerns (FGr 6-TV), 

  f. Basistarifvertrag zu den Funktionsgruppenspezi-
fischen Tarifverträgen und Funktionsspezifi-
schen Tarifverträgen verschiedener Unterneh-
men des DB Konzerns (BasisTV), 

  g. Tarifvertrag zur Einführung des BasisTV und 
ÜTV-FGr sowie der Funktionsgruppenspezifi-
schen Tarifverträge und Funktionsspezifischen 
Tarifverträge verschiedener Unternehmen des 
DB Konzerns, 

  h. Tarifvertrag für die nach dem DBGrG übergelei-
teten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Funktionsgruppenspezifischen Tarifverträge 
verschiedener Unternehmen des DB Konzerns 
(ÜTV-FGr), 

  i. Tarifvertrag Prämie Fachvermittlung (TV Pr FV), 
  j. Tarifvertrag über eine Umsatzbeteiligung an 

Bord in der DB Fernverkehr AG (UmsatzTV 
Fernverkehr),  

  k. Tarifvertrag zu Grundsätzen der betrieblichen 
Altersvorsorge für die Arbeitnehmer verschiede-
ner Unternehmen des DB Konzerns (bAV-TV 
EVG), 
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  l. Tarifvertrag über persönliche Fahrvergünstigun-
gen für die Arbeitnehmer verschiedener Unter-
nehmen des DB Konzerns (KonzernFahr- 
vergTV), 

  m. Tarifvertrag zur Einführung eines Jahrestabel-
lenentgelts im FGr 1 bis 3, 5 und 6-TV (EinfTV 
JTE FGr-TV), 

  n. Tarifvertrag für Nachwuchskräfte verschiedener 
Unternehmen im DB Konzern (Nachwuchskräf-
teTV EVG), 

  o. Tarifvertrag zum Job-Ticket für die Arbeitnehmer 
verschiedener Unternehmen des DB Konzerns 
(KonzernJob-TicketTV), 

  p. Tarifvertrag zur Führung von Langzeitkonten für 
die Arbeitnehmer verschiedener Unternehmen 
des DB Konzerns (Lzk-TV), 

  q. Tarifvertrag zur Zukunft der Arbeit im Rahmen 
der Digitalisierung im DB-Konzern (TV Arbeit 4.0 
EVG 2018), 

  r. Vereinbarung zur Förderung des Übertrags von 
Zeitguthaben in das Langzeitkonto (Förd-Üb-Lzk 
2018/2019); 

 2. hilfsweise, die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlas-
sen, in dem Wahlbetrieb C1 DB Cargo Berlin die zwi-
schen der EVG und dem AGV MOVE abgeschlosse-
nen und im Hauptantrag zu Ziff. 1 aufgezählten Tarif-
verträge auf die Mitglieder der Klägerin anzuwenden, 
bis durch rechtskräftige Entscheidung eines Arbeits-
gerichts festgestellt wurde, dass die EVG die meisten 
in einem Arbeitsverhältnis zur Beklagten stehenden 
Mitglieder hat (Mehrheitstarifvertrag). 

 
Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung vertre-

ten, die Anträge seien mangels Bestimmtheit unzulässig. Jedenfalls sei die Klage 

unbegründet, da die Beklagte § 4a TVG zutreffend angewendet habe, so dass 

die Koalitionsfreiheit der GDL nicht verletzt worden sei. 

Das Arbeitsgericht hat die - neben den streitgegenständlichen Anträgen 

auch auf Durchführung der Tarifverträge der GDL gerichtete - Klage insgesamt 

abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung der 
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GDL zurückgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die GDL ihr Unterlassungsbe-

gehren weiter.  

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Revision ist begründet. Das Landesarbeitsgericht ist 

rechtsfehlerhaft von der Zulässigkeit der Anträge ausgegangen. Dies führt nach 

§ 562 Abs. 1, § 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 

und zur Zurückverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht. 

I. Der Hauptantrag ist mangels hinreichender Bestimmtheit iSd. § 253 

Abs. 2 Nr. 2 ZPO unzulässig. 

1.  Nach § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO sind Anträge, mit denen die Unterlassung 

von Handlungen verlangt wird, so genau zu bezeichnen, dass die Inanspruchge-

nommene im Fall einer dem Antrag entsprechenden gerichtlichen Entscheidung 

eindeutig erkennen kann, unter welchen Voraussetzungen was von ihr verlangt 

wird. Für sie muss - bereits aus rechtsstaatlichen Gründen - aufgrund des Unter-

lassungstitels erkennbar sein, welche Handlungen sie künftig zu unterlassen hat, 

um sich rechtmäßig verhalten zu können. Die Prüfung, welche Verhaltensweise 

die Schuldnerin unterlassen soll, darf nicht durch eine ungenaue Antragsformu-

lierung und einen dementsprechenden gerichtlichen Titel aus dem Erkenntnis- in 

das Zwangsvollstreckungsverfahren verlagert werden. Allerdings dürfen die An-

forderungen insoweit auch nicht überspannt werden, weil andernfalls effektiver 

Rechtsschutz vereitelt würde. Dementsprechend sind die Gerichte verpflichtet, 

Anträge nach Möglichkeit so auszulegen, dass eine Sachentscheidung ergehen 

kann. Zukunftsgerichtete Verbote lassen sich häufig nur generalisierend formu-

lieren. Die Notwendigkeit gewisser Subsumtionsprozesse im Rahmen einer etwa 

erforderlich werdenden Zwangsvollstreckung steht daher der Verwendung aus-
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füllungsbedürftiger Begriffe in einem Unterlassungstitel und dem darauf gerichte-

ten Antrag nicht generell entgegen (BAG 17. Oktober 2024 - 8 AZR 172/23 -  

Rn. 13; 13. März 2024 - 7 ABR 11/23 - Rn. 19 mwN). 

2.  Nach diesen Grundsätzen mangelt es dem Antrag der GDL an der hin-

reichenden Bestimmtheit. 

a) Die Tarifverträge, deren Anwendung die Beklagte unterlassen soll, sind 

weder abschließend noch eindeutig bezeichnet. 

aa) Die GDL hat nicht alle vom Antrag erfassten Tarifverträge benannt. Nach 

dessen Wortlaut soll die Anwendung der zwischen der EVG und dem AGV MOVE 

geschlossenen Tarifverträge unterlassen werden. Die pauschale Einbeziehung 

aller Tarifverträge ermöglicht nicht die Prüfung, ob die Voraussetzungen des be-

gehrten Unterlassungsanspruchs in Bezug auf alle zwischen der EVG und dem 

AGV MOVE geschlossenen Tarifverträge und alle Mitglieder der GDL vorliegen. 

Dies kann nur für jeden Tarifvertrag einzeln festgestellt, nicht aber insgesamt be-

urteilt werden. Zur Identifizierung des Umfangs des Antrags ist daher die Angabe 

der einbezogenen Tarifverträge erforderlich. Die im Antrag enthaltene Aufzäh-

lung genügt dem nicht. Sie soll lediglich bespielhaft einige der Tarifverträge, de-

ren Anwendung unterlassen werden soll, bezeichnen, und ist nicht abschließend. 

Das ergibt sich aus der Verwendung des Zusatzes „namentlich“, was „hauptsäch-

lich, in der Hauptsache, in erster Linie, vor allem, vor allen Dingen“ (Duden Das 

Bedeutungswörterbuch 5. Aufl. Stichwort „namentlich“) bedeutet. Die GDL hat 

ein solches Verständnis in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat bestätigt. 

bb) Der Antrag ist darüber hinaus nicht hinreichend bestimmt, weil die aus-

drücklich bezeichneten Tarifverträge ohne Abschlussdatum aufgeführt sind. Die-

ses ist neben der namentlichen Bezeichnung zur Festlegung des Antragsgegen-

stands erforderlich (vgl. zum Einwirkungsanspruch BAG 12. Juni 2024 - 4 AZR 

334/22 - Rn. 40 ff.). 

(1) Ob eine einen Unterlassungsanspruch begründende Beeinträchtigung 

der Koalitionsfreiheit einer Gewerkschaft - hier der GDL - durch die Anwendung 
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von Tarifverträgen anderer Gewerkschaften - hier der EVG - vorliegt, kann nur in 

Bezug auf konkrete Tarifverträge festgestellt werden. Bei der Prüfung müssen 

die Inhalte der Tarifverträge, deren Verhältnis zueinander und die jeweiligen 

Gründe für die Anwendung oder Nichtanwendung berücksichtigt werden. Endet 

die normative Geltung eines Tarifvertrags (§ 3 Abs. 1 und 3 TVG), kann ein Un-

terlassungsbegehren hierauf nicht mehr gestützt werden (vgl. BAG 25. Januar 

2023 - 4 ABR 4/22 - Rn. 32, BAGE 180, 55). Das Unterlassungsbegehren be-

zieht sich damit stets auf einen bestimmten Tarifvertrag während seiner Gel-

tungszeit; die zu unterlassene Handlung ist nur bei eindeutiger Bezeichnung des 

jeweiligen Tarifvertrags hinreichend bestimmt. Dies erfordert die Angabe des Ab-

schlussdatums. 

(2) Auch ein Antrag, der sich auf die jeweils geltende Fassung eines Tarif-

vertrags bezieht, ist nicht hinreichend bestimmt. Dessen jeweilige Fassungen be-

treffen unterschiedliche Streitgegenstände und können nicht Gegenstand dessel-

ben Antrags sein. Durch die Änderung des Tarifvertrags - ggf. auch nur hinsicht-

lich der Geltungszeit - ändert sich das rechtliche Prüfprogramm. Der Unterlas-

sungsanspruch würde damit auf einen geänderten Lebenssachverhalt gestützt 

(vgl. zur Änderung der Tarifverträge, auf deren Verdrängung der Unterlassungs-

anspruch gestützt wird BAG 25. Januar 2023 - 4 ABR 4/22 - Rn. 37, BAGE 180, 

55). 

b)  Zudem fehlt es an der namentlichen Benennung der Mitglieder der Klä-

gerin, gegenüber denen die Anwendung der Tarifverträge unterlassen werden 

soll. Diese ist jedenfalls in einem Fall wie dem Vorliegenden für einen hinreichend 

bestimmten Antrag erforderlich (vgl. zur Bestimmtheit eines auf einen Durchfüh-

rungsanspruch bezogenen Leistungsantrags ohne namentliche Nennung der Mit-

glieder BAG 13. Oktober 2021 - 4 AZR 403/20 - Rn. 23 ff., BAGE 176, 27). 

aa) Die GDL begehrt die Unterlassung der Anwendung verschiedener Tarif-

verträge, deren Geltungsbereiche sich - wie sich bereits aus ihrer Bezeichnung 

ergibt - zum Teil nicht auf alle Beschäftigten der Beklagten, sondern lediglich auf 
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bestimmte „Funktionsgruppen“ beziehen. Ohne namentliche Nennung der Mit-

glieder und deren Zuordnung zu den jeweils einschlägigen Tarifverträgen bliebe 

unklar, welcher Antrag sich auf welche Beschäftigten bezieht. 

bb) Darüber hinaus könnte die Nennung der Mitglieder nur dann entbehrlich 

sein, wenn der Anspruch gegenüber allen Mitgliedern unabhängig von deren in-

dividuellen Arbeitsverhältnissen in gleicher Weise besteht oder nicht bestehen 

würde. Das würde voraussetzen, dass es sich bei der beanstandeten Verhaltens-

weise der Beklagten um eine einheitliche Maßnahme handelt. Eine solche liegt 

vorliegend allenfalls in der Nichtanwendung der Tarifverträge der GDL, nicht aber 

in der Anwendung der Tarifverträge der EVG. 

(1) Aus der - nach Auffassung der GDL fehlerhaften - Anwendung des § 4a 

TVG folgt die Nichtanwendung der Tarifverträge der GDL. Die Beklagte hat, wie 

sich aus dem Schreiben der DB AG vom 22. März 2021 ergibt, die Mehrheitsver-

hältnisse im streitgegenständlichen Betrieb ermittelt und ist zu der Auffassung 

gelangt, die mit der EVG geschlossenen Tarifverträge seien die Mehrheitstarif-

verträge. Seither geht sie von einer Verdrängung der Tarifverträge der GDL nach 

§ 4a Abs. 2 Satz 2 TVG aus und wendet diese nicht mehr an. Hierin liegt eine 

einheitliche Maßnahme, die unabhängig von den individuellen arbeitsvertragli-

chen Vereinbarungen der Mitglieder der GDL erfolgt. 

(2) Aus § 4a TVG folgt nicht zugleich die Anwendung des Mehrheitstarifver-

trags auf die Arbeitsverhältnisse der Mitglieder der GDL. Die Wirkung des § 4a 

Abs. 2 Satz 2 TVG ist auf die Verdrängung der Minderheitstarifverträge be-

schränkt (Wiedemann/Jacobs TVG 9. Aufl. § 4a Rn. 311; Löwisch/Rieble TVG 

4. Aufl. § 4a Rn. 195; Däubler/Zwanziger/Däubler TVG 5. Aufl. § 4a Rn. 88; 

MHdB ArbR/Klumpp 6. Aufl. § 256 Rn. 54; vgl. auch BT-Drs. 18/4062 S. 13). So-

weit daher die Beklagte die Tarifverträge der EVG auf Mitglieder der GDL anwen-

det, ergibt sich dies nicht unmittelbar aus der nach Auffassung der GDL fehler-

haften Anwendung des § 4a Abs. 2 Satz 2 TVG. 
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(3) Eine einheitliche Maßnahme, die zur Anwendung der Tarifverträge der 

EVG auf die Mitglieder der GDL führen würde, ist weder vorgetragen noch er-

sichtlich. Es ist daher im Einzelfall zu prüfen, ob eine Anwendung erfolgt und auf 

welcher Grundlage diese beruht. Hierfür kommen insbesondere - wie auch im 

Vortrag der Parteien angedeutet - arbeitsvertragliche Bezugnahmeklauseln in 

Betracht. Die Beurteilung kann, abhängig vom Inhalt des jeweiligen Arbeitsver-

trags und im Hinblick auf das in § 4 Abs. 3 TVG geregelte Günstigkeitsprinzip für 

jedes Mitglied der GDL anders ausfallen.  

II. Der Rechtsfehler des Landesarbeitsgerichts führt nach § 562 Abs. 1, 

§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zu-

rückverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht. Der Senat kann nicht 

nach § 563 Abs. 3 ZPO in der Sache selbst entscheiden und den Antrag als un-

zulässig abweisen. Die GDL hatte nach dem Verfahrensverlauf nicht ausreichend 

Gelegenheit und Veranlassung, einen sachdienlichen Antrag zu stellen, der den 

Bestimmtheitsanforderungen des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO genügt. Hierzu war der 

(in beiden Instanzen erfolgte) Hinweis der Beklagten nicht ausreichend. Vielmehr 

hätte es eines gerichtlichen Hinweises nach § 139 Abs. 1 Satz 2 ZPO bedurft. 

1. Gerichtliche Hinweispflichten dienen der Vermeidung von Überra-

schungsentscheidungen und konkretisieren den Anspruch der Parteien auf recht-

liches Gehör. Die grundrechtliche Gewährleistung des rechtlichen Gehörs vor 

Gericht schützt auch das Vertrauen der in der Vorinstanz obsiegenden Partei da- 

rauf, vom Rechtsmittelgericht rechtzeitig einen Hinweis zu erhalten, wenn dieses 

anders als die Vorinstanz Anträge als nicht sachdienlich erachtet. Hält ein Gericht 

einen Antrag abweichend vom Ausspruch der Vorinstanz für unzulässig, weil er 

dem Bestimmtheitserfordernis des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO nicht genügt, so muss 

es auf eine Heilung dieses Mangels hinwirken. Die betroffene Partei muss Gele-

genheit erhalten, ihren Sachantrag den Zulässigkeitsbedenken des erkennenden 

Gerichts anzupassen. In der Regel können sich zwar Hinweise des Gerichts er-

übrigen, wenn die betroffene Partei von der Gegenseite die erforderliche Unter-

richtung erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht ohne weiteres für die gerichtliche 
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Pflicht, auf sachdienliche Anträge hinzuwirken. Begründeten Anlass zur Ände-

rung ihres Sachantrags hat eine Partei nicht schon dann, wenn die Gegenseite 

in der Rechtsmittelinstanz die erstrittene Sachentscheidung wegen ihres angeb-

lich unbestimmten Ausspruchs angreift. Denn dieser Angriff wiegt nicht schwerer 

als die ergangene günstige Sachentscheidung. Prozessuale Obliegenheiten der 

vorinstanzlich obsiegenden Partei erwachsen deshalb noch nicht allein aus der 

gegnerischen Bestimmtheitsrüge im Hinblick auf eine nachträgliche Konkretisie-

rung des Sachantrags. Solche Konsequenzen muss die Partei erst dann erwä-

gen, wenn sie durch die Rechtsmittelinstanz selbst erfährt, dass diese den für sie 

günstigen Standpunkt der Vorinstanz insoweit nicht teilt (BAG 13. November 

2018 - 3 AZR 482/16 - Rn. 15; 27. Juli 2016 - 7 ABR 16/14 - Rn. 21; BGH  

23. April 2009 - IX ZR 95/06 - Rn. 6). 

2. Nach diesen Grundsätzen fehlt es vorliegend an dem erforderlichen 

rechtlichen Hinweis auf die Unbestimmtheit des Antrags. Die GDL hat zwar in 

den Vorinstanzen nicht obsiegt, diese haben ihren Antrag aber ausdrücklich für 

zulässig und damit hinreichend bestimmt iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO erachtet. 

Insoweit hatte die GDL mangels gerichtlichen Hinweises keine Veranlassung, ih-

ren Antrag zu konkretisieren. Auf einen solchen Hinweis in der Revisionsinstanz 

hin könnte die GDL ihr Vorbringen nicht mehr konkretisieren. Hierzu wäre nach 

§ 559 Abs. 1 ZPO unzulässiger neuer Sachvortrag erforderlich. Das führt zur Zu-

rückverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht, um der GDL eine Kon-

kretisierung ihres Antrags und eine entsprechende Sachentscheidung zu ermög-

lichen. 

III. Sollte die GDL im fortgesetzten Berufungsverfahren einen den Bestimmt- 

heitsanforderungen des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO entsprechenden Sachantrag 

stellen, wird das Landesarbeitsgericht bei seiner Entscheidung Folgendes zu be-

achten haben: 

1. Der Zulässigkeit der Unterlassungsanträge steht die rechtskräftige Ab-

weisung des früheren Antrags zu 1., mit dem die GDL die Durchführung im Ein- 
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zelnen benannter zwischen ihr und dem AGV MOVE abgeschlossener Tarifver-

träge durch die Beklagte begehrt hat, nicht entgegen.  

a) Die materielle Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung (§ 322 

Abs. 1 ZPO) steht - als von Amts wegen zu beachtende negative Prozessvoraus-

setzung - einer neuen Verhandlung und Entscheidung über denselben Streitge-

genstand entgegen (ne bis in idem). Wird in einem nachfolgenden Prozess über 

den identischen prozessualen Anspruch oder dessen kontradiktorisches Gegen-

teil gestritten, ist diese Klage unzulässig. Dies gilt auch, wenn im Zweitprozess 

eine andere Klageart gewählt wird (BAG 20. August 2024 - 3 AZR 179/23 -  

Rn. 19 mwN; 29. September 2020 - 9 AZR 113/19 - Rn. 17). 

b) Der Umfang der materiellen Rechtskraft gemäß § 322 Abs. 1 ZPO ist aus 

dem Urteil und den dazu ergangenen Gründen zu bestimmen. Bei einer klageab-

weisenden Entscheidung ist der aus der Begründung zu ermittelnde ausschlag-

gebende Abweisungsgrund Teil des in Rechtskraft erwachsenden Entschei-

dungssatzes und nicht allein ein Element der Entscheidungsbegründung (BAG 

21. Dezember 2022 - 7 AZR 489/21 - Rn. 23 mwN). 

c) Mit der Entscheidung über den Durchführungsanspruch ist danach nicht 

über denselben prozessualen Anspruch entschieden worden, wie er nunmehr 

(noch) mit dem Unterlassungsantrag geltend gemacht wird. Das Landesarbeits-

gericht hat den Antrag der GDL mit der Begründung abgelehnt, ein schuldrecht-

licher Durchführungsanspruch bestehe gegenüber dem Tarifvertragspartner, 

nicht jedoch gegenüber der Beklagten als Mitgliedsunternehmen des tarifschlie-

ßenden Arbeitgeberverbandes. Damit ist keine inhaltliche Entscheidung über die 

(un-)zutreffende Anwendung des § 4a TVG sowie über die im streitgegenständ-

lichen Betrieb anwendbaren Tarifverträge und eine Beeinträchtigung der Koali- 

tionsfreiheit der GDL getroffen.  

2.  Die GDL hat einen Anspruch nach § 1004 Abs. 1, § 823 Abs. 1 BGB iVm. 

Art. 9 Abs. 3 GG auf Unterlassen der Anwendung der zwischen der EVG und 

dem AGV MOVE geschlossenen Tarifverträge auf ihre Mitglieder bislang nicht 

schlüssig dargelegt. 

30  

31  

32  

33  



 - 13 - 4 AZR 283/23 
 

ECLI:DE:BAG:2025:190325.U.4AZR283.23.0  - 14 -   
 

a) Art. 9 Abs. 3 GG schützt eine Koalition in ihrem Bestand, ihrer organisa-

torischen Ausgestaltung und ihren Betätigungen, sofern diese der Förderung der 

Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen dienen. Der Schutz erstreckt sich auf alle 

koalitionsspezifischen Verhaltensweisen. Geschützt ist insbesondere der Ab-

schluss von Tarifverträgen. Das schließt den Bestand und die Anwendung ge-

schlossener Tarifverträge ein (BVerfG 11. Juli 2017 - 1 BvR 1571/15 ua. -  

Rn. 131, BVerfGE 146, 71). Die Koalitionsfreiheit wird nicht erst dann beeinträch-

tigt, wenn eine Koalition daran gehindert wird, Tarifrecht zu schaffen. Eine Ein-

schränkung oder Behinderung dieses Freiheitsrechts liegt bereits in Abreden  

oder Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, die Wirkung des von Koalitionen ge-

schaffenen Tarifrechts zu vereiteln oder leerlaufen zu lassen. Ohne Bedeutung 

ist, ob entsprechende Abreden nach Art. 9 Abs. 3 Satz 2 GG nichtig sind, also 

die tarifliche Ordnung nicht in rechtlich erzwingbarer Weise ersetzen können. Die 

Beeinträchtigung der Koalitionsfreiheit liegt bereits in der Eignung solcher Ab-

sprachen, aufgrund ihres erklärten Geltungsanspruchs faktisch an die Stelle der 

tariflichen Regelung zu treten, die Tarifnormen als kollektive Ordnung zu verdrän-

gen und sie damit ihrer zentralen Funktion zu berauben (BAG 25. Januar 2023  

- 4 ABR 4/22 - Rn. 31, BAGE 180, 55; 7. Juni 2017 - 1 ABR 32/15 - Rn. 20, 

BAGE 159, 222; 17. Mai 2011 - 1 AZR 473/09 - Rn. 35, BAGE 138, 68). 

b)  Geltendes Tarifrecht wird allerdings nur dann verdrängt, wenn der betref-

fende Tarifvertrag im Anwendungsbereich der fraglichen betrieblichen Regelung 

normativ gilt, sei es nach § 3 Abs. 1 TVG oder § 3 Abs. 3 TVG. Soweit es daran 

fehlt, besteht kein Geltungsanspruch des Tarifvertrags. Mit Beendigung der Ta-

rifgebundenheit entfällt die Beeinträchtigung der Koalitionsfreiheit als Vorausset-

zung eines negatorischen Unterlassungsanspruchs, der auf die Abwehr zukünf-

tiger Störungen gerichtet ist (vgl. BAG 25. Januar 2023 - 4 ABR 4/22 - Rn. 32, 

BAGE 180, 55; 7. Juni 2017 - 1 ABR 32/15 - Rn. 21 mwN, BAGE 159, 222). 

c) Hiervon ausgehend ist dem bisherigen Vortrag der GDL ein Unterlas-

sungsanspruch nicht zu entnehmen. 
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aa) Die durch die GDL behauptete Anwendung der Tarifverträge der EVG ist 

keine Maßnahme, die auf die Verdrängung der Tarifverträge der GDL als kollek-

tive Ordnung gerichtet wäre.  

(1) Die Nichtanwendung der Tarifverträge der GDL beruht auf der - nach 

Auffassung der GDL fehlerhaften - Anwendung des § 4a TVG. Hierbei handelt es 

sich um eine Maßnahme, durch die die Tarifverträge der GDL als kollektive Ord-

nung verdrängt werden. Soweit die Auffassung der GDL zutrifft, könnte dies ei- 

nen Eingriff in die Tarifautonomie darstellen. Mit dem Unterlassungsantrag wen-

det sich die GDL aber nicht gegen die Nichtanwendung ihrer eigenen Tarifver-

träge, sondern gegen die Anwendung der Tarifverträge der EVG. 

(2) Hinsichtlich der Anwendung der Tarifverträge der EVG ist eine Maß-

nahme, die auf die Verdrängung der Tarifverträge der GDL gerichtet wäre, nicht 

ersichtlich. Die Wirkung des § 4a Abs. 2 Satz 2 TVG ist auf die Verdrängung des 

Minderheitstarifvertrags beschränkt (Rn. 23). Auf welcher Basis die Anwendung 

der Tarifverträge der EVG beruht, ist bislang nicht vorgetragen. Soweit sie auf 

einzelvertragliche Regelungen zurückzuführen wäre, ist nicht ersichtlich, dass es 

sich beim Abschluss der Arbeitsverträge um eine gezielte Maßnahme der Be-

klagten zur Verdrängung der Tarifverträge der GDL gehandelt hätte. 

bb)  Die durch die GDL geltend gemachte Beeinträchtigung der kollektiven 

Koalitionsfreiheit konnte sich zum Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung 

vor dem Landesarbeitsgericht nur auf die nach dem Tarifabschluss aus Septem-

ber 2021 geschlossenen Tarifverträge beziehen. Diese Tarifverträge der GDL 

dürften allerdings nach dem gerichtsbekannten (vgl. BAG 12. Juni 2024 - 4 AZR 

334/22 - Rn. 51) Tarifabschluss vom 26. März 2024 durch die dabei vereinbarten 

Tarifverträge abgelöst worden sein. Soweit eine Beeinträchtigung der Koalitions-

freiheit bestanden haben sollte, wäre diese mit Beendigung der normativen Wir-

kung dieser Tarifregelungen entfallen (BAG 25. Januar 2023 - 4 ABR 4/22 -  

Rn. 32, BAGE 180, 55). 

3. Der Hilfsantrag, für den die Zulässigkeitsanforderungen in gleicher Weise 

gelten, würde nach der durch das Arbeitsgericht vorgenommenen und durch die 
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GDL bestätigten Auslegung dem Landesarbeitsgericht lediglich dann zur Ent-

scheidung anfallen, wenn der Hauptantrag mit der Begründung abgewiesen 

würde, ein Unterlassungsanspruch bestehe nur bis zum Zeitpunkt einer rechts-

kräftigen Mehrheitsfeststellung. 

 Treber  M. Rennpferdt  Klug  

  Kümpel  J. Ratayczak   
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